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KONSENS GLEICH NONSENS
Von „keinerlei Zweifeln angerührt“ (Gerhard Schröder) walzt Umweltministerin Angela Merkel in der Atompolitik vor-
an. Hardliner in ihrem Ministerium haben Oberwasser. Selbst die Nuklearindustrie hätte es gern etwas behutsamer.
Nach dem brachial durchgesetzten Castor-Transport schwinden die Chancen für einen Energiekonsens.
Atomgegner bei Gorleben*: „Deutschland im Aufruhr“
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dsiehtdieHalle aus
und gähnend leeÖ Auf den polierten

Betonbodensind gelbe
Kreuze gemalt, Markie
rungen für die Lagerplä
ze von 420 Atommüll
behältern.

Bis zum vergangene
Dienstag standen nur e
paarleere Tanks in dem
atomarenZwischenlage
Gorleben herum.Dann
rollte, Ortszeit 17.11
Uhr, unter blauerPlane
ein sechsMeter langer
Stahlkoloßheran.Knir-
schend setzte ein Lau
kran den Atomcontaine
Castor auf dem Hallen
boden ab –Endeeiner 55
Millionen Mark teuren
Eisenbahnfahrt.

In der Vorstandsetag
der Energieversorgun
Schwaben im fernen
Stuttgart stießen die Ma
nager mit Rotwein au
den gelungenen Casto
Transfer vom Meile
Philippsburg nachGor-
leben an, in Bonn äuße
te Bundesumweltmini
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re-
sterin Angela Merkel (CDU) „Zufrie
denheit“: Zwölf Jahrenach der Fertig
stellungkonnte die Atomgemeindeend-
lich ihren wohl umstrittensten Lager
schuppen in Betriebnehmen.

Die Siegesstimmung könnte freilich
baldverflogen sein.BrennendeStraßen-
blockaden, gesperrte Bahngleise, A
schläge auf Elektroleitungen, Prügel-
und Wasserwerfereinsätze derPolizei –
die Castor-Fahrt ins symbolbehafte
Gorleben, um dasseit bald 20 Jahren
gestritten wird, warteuer erkauft.Bei-
nahe überNacht lebte einelängst totge-
glaubte Anti-Atom-Bewegung wiede
auf – die Neue Zürcher Zeitung sah
„Deutschland im Aufruhr“.

Schwerwiegender noch: Der Energ
konsens, jene von einerBonner Runde
aus CDU/CSU-, FDP- undSPD-Politi-
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kern seit nunmehr drei Jahren ange-
strebte breite Übereinkunft zur Lösung
der Energieprobleme, istseit Dienstag
ferner denn je. Aufgrund desunge-
schickten Timings derAtomministerin
hattesich dieRundezeitgleich mit dem
Atomtransportgetroffen, ausgerechn
am Vorabend des neuntenJahrestage
der Tschernobyl-Katastrophe.

Während draußen an der Bahnstrec
des Castor-Containers Montag nac
Demonstranten undPolizisteneinander
bedrohlich fixierten, blafftensich die
Gesprächspartner in Bonnnicht minder
aggressiv an. Selbst derhannoversch
Ministerpräsident Gerhard Schröder
(SPD), als Initiator derGesprächenoto-
rischerOptimist,siehtkaumnoch Chan-

* Am 24. April.
cen für einen Kompromiß.Schröder:
„Ich bin skeptisch.“

Der Niedersachse, einstmals mit de
Merkel-Vorgänger Klaus Töpfer scho
fast d’accord,zeigtesich verblüfft über
den knallharten Kurs der studierte
Physikerin: „Die ist von keinerlei Zwei
feln angerührt.“

Auch unter Strommanagernwurde
die von Merkel angezettelte Machtpr
be um den unnötigenCastor-Transpor
mit gemischten Gefühlen verfolgt. De
Sprecher des Badenwerk-Vorstand
GerhardGoll etwa war „gar nichtbegei-
stert“ über die erzwungeneAtomfracht.

Die Vorstände der Elektrizitätsver-
sorgungsunternehmen (EVU) versp
chen sich nichts mehr von unnützen
Atomschlachten. Ihnengeht es um die
langfristige Absicherung ihrer Gewinne



Castor-Abtransport aus Philippsburg*: Brennende Straßenblockaden, gesperrte Bahngleise

.
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Atomministerin Merkel*
„Szene fremd“
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Kernkraftgegner in Gorleben (1977): „20 Jahre Anti-Atom-Erfahrung“
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und um ein günstiges Klima für künftig
Investitionen. Deshalbwollen sie mög-
lichst lange Laufzeiten für ihreReakto-
ren und eine tragfähigeEntsorgungsre
gelung für denStrahlenmüll.

An neuen Atomkraftwerkensind die
Stromerangesichtserheblicher Überka
pazitäten (sieheGrafik Seite 20) ga
nicht interessiert.Doch Atomaufseherin
Merkel (Spitzname: „Merkelnix“) bleib
auf Härtekurs.Schon alsDDR-Bürge-
rin war ihr die „Umweltszene fremd“
Jetzt will sie, zusammen mitKernener-
gie-Fan Günter Rexrodt (FDP), die
Stromproduzenten zum Jagen tragen

„Warum“, wollte Sozialdemokra
Schröder bei den Konsensgesprächen

* Oben: am 24. April; unten: im März im Zwi-
schenlager Gorleben.
wissen, „hält die Bundesregierung s
verbissen“ an derOption auf einenneu-
en Reaktor fest: „Verbissener als di
Elektrizitätsversorgungsunternehmen

Triumphierendzitierte Wirtschaftsmi-
nister Rexrodt daraufhin aus einem
Brief des Bayernwerk-ChefsOtto Ma-
jewski anBundeskanzlerHelmut Kohl.
In dem von Merkel eigens bestellten
Schreiben befürwortet der Strommana
ger „uneingeschränkt die Offenhaltun
einer realen und belastbaren Option
die künftigeNutzung der Kernenergie“
Besondere Hoffnungsetze man auf da
deutsch-französischeGemeinschaftspro
jekt einesneuen Druckwasserreaktor
der sicherer seinsoll als herkömmliche
Meiler.

Eine Stunde später bekamSchröder
auch die zweite Seite des Majewsk
19DER SPIEGEL 18/1995
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„Kernenergie ist
kein Selbstzweck

unseres Tuns“

Die Kraftwerksbetreiber geben ihre Auslastung im Schnitt mit 87 Prozent an. Von ihrer
maximalen Leistungsfähigkeit ziehen sie Reserven ab für vorhersehbare Wartungs-
arbeiten, sowie eine noch größere Reserve für unerwartete Stillstände. Ohne diese
großzügig kalkulierte Größe liegt die Überkapazität bei mehr als 30 Prozent.

Jülich

Gorleben

Morsleben
Salzgitter
(Schacht Konrad)

Karlsruhe

Mitterteich

Ahaus
Asse

Endlager Zwischenlager für leicht-
in Betrieb und mittelradioaktiven Müll

geplant für hochradioaktiven Müll

Höchster
realer Tages-
bedarf

Atommüll-Lager
in Deutschland

1987/88 1990/91 1993/94

90 000 91 000

71 000

58 100

69 200

61 600

Mögliche Ge-
samtleistung
inklusive zuge-
kaufter Leistung

Nettoleistungs-
angabe der Be-
treiber*

90 600

69 500

62 300

*

Zuviel Saft Stromangebot und Stromverbrauch in der westdeutschen
öffentlichen Versorgung; Angaben der Leistung in Megawatt
Briefes zuGesicht. Daklang dieAtom-
Trompete plötzlich sehr gestopft.

„Unbeschadet unseres grundsätzli-
chenRealisierungswillens“, schreibt de
bayerische Vorstandschef weiter, kön
„in der derzeitigen Phase“ weder S
cherheits-Standard nochWirtschaftlich-
keit des geplantenReaktors „verbind-
lich beurteilt werden“.

Genüßlich wie vor ihmRexrodt las
nun Schrödervor: „Wir sind deshalb
der Meinung, daßsichPolitik und Wirt-
schaft überfordern würden, wenn be-
reits heuteeine definitive Bauentschei
dung für einen bestimmtenZeitpunkt
festgelegtwerdensollte.“

Eine solche Entscheidungaber hat-
ten sich dieUmweltministerin und ihr
Wirtschaftskollege von denStromma-
nagern erhofft. Undebendazu verlan-
gen sie auch ein uneingeschränktes
der SPD.

Während der nachtblaue Atomzu
die Republik durchquerte und Demo
stranten im Schein flackernder Feuer
Anti-Atom-Lieder sangen, verhakelte
sich Sozialdemokraten undKoalitions-
politiker in eine absurde Scheindebat
über einenReaktor, derallenfalls im
Jahr 2010 benötigt werden könnte
„Atomkonsensgleich Nonsens“, dichte
ten Kernkraftgegnertagsdarauf.

Mehrfach hatten die Bonner Ge
sprächspartner Montagabend mit Ab-
bruch der Konsensrunde gedro
Wenn die SPDnicht zustimme, so di
gespenstischeVolte der Regierungs
fraktion, werde es auch die beimKli-
magipfel versprochenen Maßnahmen
zur Energieeinsparung nichtgeben.
Saar-MinisterpräsidentOskar Lafon-
taineblaffte zurück: „Wenn Stoiber un-
bedingt einenReaktor bauenwill, soll
er doch.“

Sinnvoll sei dasBeisammenseinnur,
analysierteLafontaine, wennman, oh-
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ne den Grunddissens zu verleugnen
praktischen Fragen wieAtommüllent-
sorgungoderEnergieeinsparung Lösun-
gen erarbeite.Sich gegenseitig überzeu-
gen zu wollen sei zwecklos. Der Saarlä
der: „Wenn Frau Merkel daswill, soll-
ten wir besser aufhören.“

Genau dasaberscheint dieAtomauf-
seherin anzustreben. Die Ostdeutsc
glaubt Schröder, „ist der Auffassung,
der Staat hat immerRecht“. DenSym-
bolgehalt desAtomkampfes um Gorle
ben könne Merkel garnicht nachvollzie-
hen, meint auch der Grünen-Fraktion
chef Joschka Fischer: „Der fehlen 2
Jahre Anti-Atom-Erfahrung.“
Beamte in deutschen Atombehör-
den, dieEinblick in die Vorlagen von
Merkels Mitarbeiternhaben, bemerke
auch fachliche Unsicherheit: „Die
übernimmt immer alles eins zu ein
von ihren Referenten.“ Im Merkel-
Haus, beobachtenMinisteriale, führen
plötzlich wieder Hardliner das Wort,
die, sagt ein Beamter, „bei Töpfer
schon als Dissidenten in derEcke stan-
den“.

Etwa der Unterabteilungsleiter S
cherheit kerntechnischer Einrichtung
Hubert Steinkemperoder der Rechts-
referent Horst Schneider. Atomjuris
Schneiderfiel in Kollegenkreisen scho
durch „unsinnige Weisungen“ un
„ideologisch verbiesterte Briefe“ auf.
Steinkemper istMitverfasser eines in
ternen Strategiepapiers, dassich wie
eine nuklear-politische Kriegserklärun
liest: Ständig istdarin von „der Gegen
seite“ die Rede, unabhängige Gutach-
,

terkommissionen werdenganz abge
lehnt – es könnesich ja, fürchten die
Merkel-Scharfmacher, um „ein im
Zweifel pluralistisch besetztes Grem
um“ handeln, dasliebgewordene Ein
richtungen wie die atomfreundliche R
aktorsicherheitskommission „desavo
ieren und damitletztlich funktionsunfä-
hig machen könnte“.

Merkel-Vorgänger Töpferhatte ei-
nen vergleichsweise versöhnlichen Kurs
verfolgt. So schaltete er nach der We
de schleunigst denschrottreifenDDR-
Reaktor Greifswald ab. Nachfolgeri
Merkel erklärt nochheute, derMeiler
sei „ordentlich betreut“ worden. Den
Betonköpfen in der Unionsfraktion
hämmerte Töpfer immer wiederein, es
gebe keinen „Staatsreaktor“,solch ein
Bau sei allein Sache derIndustrie. Mer-
kel betrachtetselbst dieEVU-Manager
als laue Kompromißler.

Seit einiger Zeit drängt sieStrom-
Vorständler zu mehr Forschheit. Die
Sicherheitskriterien für einenNeubau,
lockt die Ministerin, „dürften nicht
überspannt werden“. Die strengen A
forderungen an die Beherrschung ein
Kernschmelze, auf dieSchröder und
Töpfer sich schon geeinigthatten, will
sie wieder aufweichen.

Doch die EVU habenlediglich be-
schlossen, 50 MillionenMark in ein
„technischesGrundkonzept“ (basic de-
sign) für die deutsch-französische Re-
aktor-Planung zu stecken. Weitere
Millionen kommen von Siemens, 100
Millionen steuern die Franzosen bei.

Oberflächlich betrachtet viel Geld
und mithin ein Beleg für die Entschlo
senheit der Industrie, denReaktor
auch zubauen. Doch diePlanungsmil-
lionen lassensich auch ohne Reaktor
bau verkraften, dennSiemens beschä
tigt damit Ingenieure fürUmbau und
Wartung der laufenden Atommeile
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Bittere
Gefühle
Kanzler Kohl behindert Versöhnung
und Ausgleich mit Prag. Aus Rück-
sicht auf die CSU nötigt er den
Außenminister zu barschen Tönen.

oman Herzog hatsich „ganz fest“
vorgenommen, daß ersich alsR Bundespräsident „nicht in die Ge-

schäfte der Exekutive“,also der Regie
rung, einmischen wird. Nun hält er di
Zeit für gekommen, mitseinemGrund-
satz zubrechen.

Herzogwill sich „als Privatmann“ an
der Begrenzung der Schäden versuch
die von der Regierung Kohl/Kinkel im
Tschechien-Präsident Havel
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Verhältnis zur Tsche-
chischenRepublik an-
gerichtet worden sind
Er wirdsich am 1. und 2
Mai zu einem „Privat-
besuch“ in Prag aufha
ten. Der tschechisch
Präsident Va´clavHavel
hat ihn eingeladen.

Wenigstens die be
den Staatsoberhäupter
tun sicheinträchtig zu-
sammen. Denn ihnen
mißfällt der Stillstand
im Verhältnis zwischen
Bonn und Prag.Daran
trägt vor allem die Stur
heit der deutschen Re
gierung Schuld.
Außenminister Kinkel: „Es ist auch ander
,

Die Stagnation hat KanzlerHelmut
Kohl, aus Rücksicht auf dieCSU, ver-
ordnet. Außenminister Klaus Kinkel
(FDP) beugtsich demDiktat. Er unter-
warf sich beieiner Regierungserklärun
Mitte März sogar derZensur desKanz-
lers und des CSU-ChefsTheo Waigel –
ein Novum in den Binnenbeziehung
der Koalition.

Dabei hatHavel eine großeGeste der
Versöhnung gewagt. Die Vertreibun
der Sudetendeutschen aus ihrerHeimat
in Böhmen und Mährennach demEnde
des Zweiten Weltkriegs nannte er
„großesUnrecht“. Doch dieunverhoff-
ten Worte sorgten für Unzufrieden
heit.

Seinen Landsleuten, inklusive Pre-
mier Václav Klaus, ging der Humanist
Havel entschieden zu weit, der Sudete
deutschen Landsmannschaft und ih
politischenLobby, derCSU, nicht weit
genug.

Prompt blockierte die CSU1991/92
den deutsch-tschechischenVertrag über
freundschaftlicheZusammenarbeit. Si
sorgte dafür, daß Fragen einer Entsc
en Unrecht gesch
digung der Sudeten-
deutschen ausgeklam
mert wurden – ein
Grundstein für die
Fortsetzung derQuere-
len, als sei der Kalte
Krieg nicht vorbei.

Als nächstes weiger
te sichBonn, dieetwa
17 000 tschechische
KZ-Opfer zu entschä-
digen. Das CSU-Junk
tim ist in kraft: kein
Ausgleich für KZ-
Häftlinge ohne Genug
tuung für die Sudeten
deutschen.

Da wird kaltherzig
gegeneinander aufge-
ehen“
die ohnehin dringend gebrauchtwer-
den.

Ob ein neuer Reaktortyp mit höh
rem Sicherheitsniveau jedoch die n
kleare Kontroverse entschärfenkann,
wird in der Atomgemeindebezweifelt.
Preussen-Elektra-Chef Hans-Dieter H
rig etwa meint: „Kernenergie ist kei
Selbstzweckunseres Tuns.“ Der Vorte
der Atomkraft gegenüber „anderen
Energieträgern“sei, bedingt durchEnd-
lagerprobleme und das „ausstiegsorien
tierte Genehmigungsverhalten“einiger
Aufsichtsbehörden, „dramatisch ge
schrumpft“.

Doch Merkel möchte,parallel zur
technischen Entwicklung desneuen
Meiler-Typs, ein „standortunabhängiges
Genehmigungsverfahren“ dafür durc
ziehen –viel zu schnell für dieIndustrie.
Einen Vorteil immerhin sieht einEVU-
Manager in dem Verfahren: „Das ist d
billigste Variante,etwas dynamisch au
die langeBank zuschieben.“

Das Hauptproblem der Branche, d
Entsorgung, hat dieforsche Ministerin
aber auch mit dem Castor-Coupnicht
gelöst. Das ZwischenlagerGorleben ist
nur für 40 Jahreausgelegt,hernachsoll-
te der Strahlenmüll nach ursprünglicher
Konzeption insSalzherabgelassenwer-
den. Ob dasgeplanteEndlager, eben
falls in Gorleben, je inBetrieb gehen
wird, ist fraglich. Noch wird wegen Ei-
gentumsrechten undgeologischenPro-
blemen darumgestritten.

Auch das oberirdische Lager vo
Gorleben ist mit dem erstenCastor-
Tank keineswegs für alleLieferungen
geöffnet. Zwar kündigte Merkelgleich
fünf weitere Atomsendungen an, doc
die sind teilsnoch gar nicht genehmig
Und sobald ein Bescheidergeht, warn
der Hamburger AnwaltNikolaus Pion-
tek, „werden wir sofort dagegenkla-
gen“.

Doch selbst in der Entsorgungsfrag
kennt dieUmweltministerin Merkel ei-
nen Weg. Während die EVU-Manag
nach langemGezerre begonnenhaben,
sich von derWiederaufarbeitung abge
brannter Brennelemente (und derdamit
verbundenen Produktion des Bombe
stoffs Plutonium) zu verabschieden un
statt dessen diedirekte Endlagerung de
Kraftwerkmülls befürworten, tat Mer
kel Montag abendihre gegensätzlich
ganz „persönlicheMeinung“ kund.

Sie findet dasZersägen der Brennst
be und die Wiederverwendung desPlu-
toniums für neue sogenannteMOX-
Brennelemente nach wie vorbesser als
derlei „Wertstoffe“ (Merkel) im Gor-
lebenerSalz zuverbuddeln.

Ein „Wertstoff“ aber kannPlutonium
nur für jemanden sein, der überdi
mehrere Schnelle Brüter imVerbund
mit zahlreichen Leichtwasserreaktor
bauen will – diesen Traum haben die
Strombosselängstausgeträumt. Y
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